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Sisyphos und der Marmorblock: Parlament und Expertise in
Zeiten der Euro-Krise
Aron Buzogány, Sabine Kropp

Kernaussagen

Die derzeitige Finanz- und Eurokrise schwächt die Parla-
mente in der EU. Doch wirken Krisen auch als „Gelegen-
heitsfenster“, die Akteurs- und Machtkonstellationen ver-
ändern und neue Entwicklungen ermöglichen können. Der
Deutsche Bundestag hatte bereits vor der Krise und im Vor-
griff auf den Lissabon-Vertrag organisatorische und insti-
tutionelle Reformen unternommen, um sein Informations-
und Wissensmanagement in EU-Angelegenheiten zu verbes-
sern und Mitsteuerungs- und Kontrollkapazitäten zu erwei-
tern. Das Bundesverfassungsgericht hat dieser Entwicklung
mit seinen jüngsten Urteilen zur Krise (zusätzliche) Schub-
kraft verliehen. Unsere Studie weist darauf hin, dass die
Krise zudem zu einer stärkeren „Europäisierung“ des Abge-
ordnetenverhaltens beigetragen hat. Fraktionen, Abgeord-
nete und ihre Mitarbeiter nutzen heute zahlreiche informelle
Strategien der Informations- und Wissensgenerierung mit
dem Ziel, sich fachliche Expertise in EU-Angelegenheiten
anzueignen und politisch priorisiertes und bewertetes Wis-
sens zu gewinnen.

Einleitung: Der Bundestag in der Krise?

Vor der Abstimmung über den Euro-Rettungsfonds im Deut-
schen Bundestag befragte die ARD-Sendung „Panorama“ im
September 2011 eine Reihe von Abgeordneten vor laufender
Kamera zum Inhalt der Entscheidung, die von Parlamentsprä-
sident Norbert Lammert als das wichtigste Votum der laufen-
den Legislaturperiode angekündigt worden war (Spiegel
Online, 2011 a). Die meisten Befragten konnten weder die
Staaten benennen, denen die Hilfe zugutekommen würde,
noch die durch den Rettungsfonds bedingten finanziellen
Belastungen der deutschen Steuerzahler beziffern.1 Die Sen-
dung festigte den allgemeinen Eindruck, dass Parlamente Kri-
sen nicht bewältigen können, weil es ihnen an Wissen und
Expertise gebricht. Offenbar hat die aktuelle Krise der Euro-
zone die „Gubernativlastigkeit“ der Politik (Nettesheim,
2012) weiter intensiviert und die von Wissenschaft und in der
Öffentlichkeit vermutete Entmündigung der Abgeordneten
noch deutlicher zutage treten lassen.

1.

1 Die Sendung ist unter www.youtube.com/watch?v=iLLfUIm4sWs ein-
sehbar.
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Gleichwohl hat sich der Bundestag in den letzten Jahren in
einem geradezu beeindruckenden Maße mit den Folgen der
gegenwärtigen Krise der Eurozone befasst: 16 Gesetze, 26
Anträge und 60 Entschließungsanträge wurden behandelt,
350 parlamentarische Anfragen gestellt und hunderte Veran-
staltungen durchgeführt (vgl. Hölscheidt, 2013). Trotz dieser
Aktivitäten lässt die derzeitige Euro- und Finanzkrise – wie
unter einem Vergrößerungsglas – grundlegende Probleme des
modernen Parlamentarismus in aller Deutlichkeit aufscheinen.
In Krisensituationen kollidiert die Notwendigkeit, dass die
Regierung schnelle Entscheidungen trifft, mit dem aus dem
Demokratieprinzip abgeleiteten Recht auf Parlamentsvorbe-
halt. Beschleunigung stärkt die Exekutiven, Parlamente hin-
gegen benötigen Zeit, um die Regierung effektiv kontrollieren
und politischen Entscheidungen in oft langwierigen Debatten
und Prozessen die notwendige demokratische Legitimation
verleihen zu können. Entschleunigung ist als Erfolgsrezept
angesichts nicht abreißender Krisenbewältigung und stetigem
Handlungsdruck jedoch unwahrscheinlich. Die in der EU seit
Jahren schwelende Finanzkrise schwächt somit offenbar die
Prinzipien der repräsentativen Demokratie (Wiefelspütz 2012,
S. 250). Die Parlamente scheinen mehr denn je von entschei-
dungsrelevanten Informationen abgekoppelt, Abgeordnete
überblicken angesichts vielschichtiger, unübersichtlicher Pro-
blemlagen die Folgen ihres Handelns nur noch mit Mühe. Eine
stetig wachsende, schwer zu kanalisierende Informationsflut,
die ständige mediale Aufmerksamkeit und Unsicherheiten
über die Folgen komplexer Entscheidungen schränken die
Handlungsfähigkeit der Parlamente empfindlich ein.

Dass die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten in intergou-
vernementale Entscheidungszusammenhänge eingebunden
sind, hindert die Parlamente daran, die dem Prinzip der
Gewaltenteilung eingeschriebene Kontrollfunktion umfassend
wahrzunehmen: Nicht nur sind die Ressourcen des Parlaments
als Organisation und die Kapazitäten der einzelnen Parlamen-
tarier begrenzt. Die Logik intergouvernementaler Verhand-
lungen erschwert es den Parlamenten zudem, EU-Angelegen-
heiten fortlaufend „mitzusteuern“: In parlamentarischen
Regierungssystemen haben die regierungstragenden Fraktio-
nen angesichts der gleichen parteipolitischen Ausrichtung
kaum ein Interesse daran, der eigenen Regierung in den Ver-
handlungen im Ministerrat die Hände zu binden (Auel &
Benz, 2005).

Wie sich die nationalen Parlamente in der EU an ihren
schleichenden Bedeutungsverlust angepasst haben, zählt mitt-
lerweile zu den gut erforschten Bereichen der Europäisierungs-
literatur (für viele: Abels & Eppler, 2011; Maurer & Wessels,
2001; O'Brennan & Raunio, 2007). Viele Studien gehen
inzwischen aber davon aus, dass die Entwicklungen der ver-
gangenen Jahre in unterschiedliche Richtungen weisen, so dass
von einem eindeutigen Machtverlust nicht die Rede sein kann.
Dem Paradigma der EU-bedingten „Entparlamentarisierung“
werden Befunde entgegengesetzt, die auf eine „Reparlamen-
tarisierung“ hinweisen. Den Parlamenten der Mitgliedstaaten
ist es in der Tat – in unterschiedlichem Maße – gelungen, ihre

Kontrollrechte bei EU-Entscheidungen auszuweiten. Weit
weniger Aufmerksamkeit wurde allerdings der tatsächlichen
Nutzung dieser Kontrollrechte durch die Parlamente und dem
damit verbundenen Verhalten und den Einstellungen der
Abgeordneten zuteil (Barnickel, 2012; Kropp, 2010 a; Wim-
mel, 2012). Die derzeitige Krise scheint nun diese erst unter-
nommenen institutionellen und organisatorischen, auf verbes-
serte Arbeits- und Kontrollkapazitäten zielende Reformen
wieder einzuholen. Offenbar gleichen die Anstrengungen, die
Parlamente in der EU unternehmen, der Erzählung von Sisy-
phos und dem Marmorblock: Alle Mühen des tragischen Hel-
den, der den Block immer wieder bis zum Berggipfel hin-
aufstemmt, bleiben vergebens – der Klotz rollt nach getaner
Arbeit wieder den Berg hinab.

Der nachfolgende Beitrag unternimmt den Versuch,
wesentliche institutionelle, organisatorische und individuelle
Strategien des Deutschen Bundestages und seiner Abgeordne-
ten nachzuzeichnen, mit denen sie den durch die Europäisie-
rung hervorgerufenen und durch die Euro- und Finanzkrise
vertieften Problemen der Informationsgewinnung und Wis-
sensgenerierung begegnen. Wissen und Expertise des Parla-
ments sind notwendige Voraussetzungen, um einem exekutiv
dominierten Entscheidungsprozess ein parlamentarisches
Gegengewicht entgegensetzen zu können. Insofern verknüpft
dieser Beitrag Überlegungen der Wissenssoziologie bzw. –poli-
tologie (vgl. Nullmeier 1993; Rüb 2006) mit grundlegenden
Fragen der Parlamentsforschung.

Wir gehen davon aus, dass das Parlament verschiedene
Informationskanäle gleichermaßen bedienen muss: Wir unter-
scheiden im Folgenden zwischen Wegen der Informationsge-
winnung und –verarbeitung, die institutionell bzw. in der
Organisationsstruktur des Parlaments verankert sind (vgl.
Workman, Jones, & Jochim, 2009, S. 78-80), und solchen, die
eher informeller Natur sind und von einzelnen Abgeordneten
oder den Gliederungen des Parlaments (z.B. Fraktionen) auf-
gebaut und gepflegt werden. Die Policy-Forschung und wis-
senssoziologisch inspirierte Analysen (vgl. für viele: Webber
1992; Voßkuhle 2008; Kleimann 1996) differenzieren zudem
zwischen verschiedenen Wissenstypen, die für parlamentari-
sche Kontrolle und Mitsteuerung von Bedeutung sind: näm-
lich zwischen wertgebundenem, politisch gerahmten Wissen
und fachlich spezialisierter Expertise. Konzeptionell lassen
sich beide Formen idealtypisch unterscheiden, in der parla-
mentarischen Praxis überlappen und verstärken sie sich wech-
selseitig.

Dieser grundsätzlichen typologischen Unterscheidung ver-
schiedener Wissenstypen folgend, gehen wir in nächsten
Abschnitt zunächst auf die Bedeutung von parlamentarischem
Wissen und Expertise für das Policymaking ein. Anschließend
werden institutionelle bzw. organisatorische Reformen umris-
sen, die der Deutsche Bundestag in den letzten Jahren einge-
leitet hat, um seine Kapazitäten zur Informationsgewinnung
und –verarbeitung zu erhöhen. Die Umsetzung des Lissabon-
Vertrags und das Integrationsverantwortungsgesetz (IntVG)
sowie einschlägige Urteile des Bundesverfassungsgerichts
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haben als institutionelle Anreize dazu beigetragen, dass die
Mitverantwortung des Deutschen Bundestages für EU-Ange-
legenheiten heute stärker in den Vordergrund gerückt wird.
Im vierten Abschnitt präsentieren wir ausgewählte Ergebnisse
einer empirischen Untersuchung, die Aussagen von Abgeord-
neten und Parlamentsmitarbeitern des Deutschen Bundestages
zur Bedeutung von Wissen und Expertise bei der Mitsteuerung
von EU-Politiken und für die Kontrolle der Regierung zusam-
menfassen. Der Deutsche Bundestag zählt zu den im interna-
tionalen Vergleich mit Kontroll- und Budgetierungsrechten
gut ausgestatteten und ressourcenstarken Parlamenten
(Schnapp & Harfst, 2005, S. 369): Deshalb dürften die Pro-
bleme, denen der Deutsche Bundestag im Zuge der Krisen-
steuerung ausgesetzt ist, anderen Parlamenten in der EU erst
recht große Anstrengungen abverlangen.

Wissen und Expertise im Parlament – typologische
Überlegungen

Dass und wie politische Entscheidungen unter Bedingungen
von Komplexität und Nichtwissen getroffen werden, ist ein
zentraler Forschungsgegenstand nicht nur der Policy-Analyse,
sondern auch demokratietheoretischer Auseinandersetzungen
mit Strukturfragen moderner Gesellschaften (Geis, 2012,
S. 145). Eine Vielzahl von politischen Entscheidungen ist von
einer beträchtlichen Unsicherheit über Folgewirkungen
geprägt, da Wirkungsketten lang sind und kausale Zusam-
menhänge nicht zuverlässig nachvollzogen werden können. Es
gibt heute wohl kaum ein Problem, das grundlegende gesell-
schaftliche Fragen betrifft und nicht „wicked“, also komplex
und heimtückisch, wäre: Häufig generieren Problemlösungen
erst neue Probleme (Head, 2008, S. 103); komplexe Probleme
verweigern sich sektoraler Policy-Zuordnungen, die jedoch die
Organisation von Parlamenten und Regierungsapparaten prä-
gen; sie sind damit nur mit Mühe innerhalb der institutiona-
lisierten Entscheidungsstrukturen und häufig nur über „nega-
tive Koordination“ lösbar.2 Sie unterliegen zudem einem Pro-
zess der sozialen Konstruktion, der seinerseits Gegenstand
politischer Auseinandersetzungen ist. Auch die Schulden-,
Finanzmarkt- und Währungskrisen der letzten Jahre sind
überaus komplex, so dass politischen Akteuren schon die Defi-
nition der zu lösenden Probleme schwerfällt. Unter diesen
Bedingungen muss die Rolle von Wissen und Expertise relati-
viert werden (vgl. Voßkuhle, 2008, 2012): Hinweise aus der
Wissenschaftssoziologie legen nahe, dass es keine eindeutigen
und allgemein akzeptierten Wissensbestände gibt; ein bloßes
Mehr an Expertenwissen erzeugt deshalb nicht notwendig eine
besseren Problemlösungsfähigkeit (vgl. Straßheim, 2013), da
auch dieses auf teilweise ungesicherten Vorannahmen, lücken-
haften Daten und teilweise nicht hinterfragten Vorverständ-
nissen beruht (Voßkuhle, 2012). Parlamente und ihre Abge-
ordneten stehen somit vor der schwierigen Frage, auf welche
Wissensbestände sie sich stützen können.

Nun müssen Exekutiven und Parlamente jeweils auf ähn-
liche Weise mit „unsicherem“ Wissen umgehen, dabei verfü-
gen sie aber über unterschiedliche Ressourcen. Seit Max

2.

Weber wissen wir, dass gewählte Repräsentanten des Volkes
mit der spezialisierten Expertise der Bürokratie kaum konkur-
rieren können (Weber, 1980, S. 1047). Abgeordnete sind nicht
zuvorderst Experten, sie sind keine „objektiven“ Spezialisten,
sondern aufgrund von Wahlen in Kommunikations- und Legi-
timationszusammenhänge eingebunden, die ihrerseits von
normativen und ideologischen Positionen gerahmt sind. Aus
diesem Grunde haben die im letzten Jahrzehnt in der Verwal-
tungswissenschaft unter dem Stichwort „evidence-based
policy-making“ diskutierten Ansätze (Howlett, 2009) auch
kaum eine Entsprechung auf der parlamentarischen Seite
gefunden. Während auch der Mythos einer evidenzbasierten,
rationalen Entscheidungsfindung auf ungesicherten Vorver-
ständnissen und Annahmen beruht und diese zunehmend auch
als solche erkannt werden, mag es ein Vorteil der Parlamente
und der Parlamentsforschung sein, sich solchen Illusionen nie
ganz hingegeben zu haben. Bedingt durch den zweifelsfrei
politischen genius loci, ist Wissen im Parlament per se als poli-
tisch beeinflusstes Wissen anzusehen; dabei bilden nur die
hauseigenen wissenschaftlichen Dienste des Parlamentes eine
– wenn für das Funktionieren des parlamentarischen Betriebs
auch bedeutende – Ausnahme (s.u.). Einige Kanäle der Wis-
sensaufnahme in Parlamenten, wie die Heranziehung wissen-
schaftlicher Expertise, etwa durch Expertengremien (vgl. Falk
et al., 2007), können zumindest teilweise, oder – wie das Lob-
bying – per Definition als politisch angesehen werden (Leif &
Speth, 2006).

Parlamente verfügen über verschiedene Wege der Wissens-
generierung. Wie die von Karl W. Deutsch bereits in den sech-
ziger Jahren entwickelte transaktionsbasierte Theorie des
Regierens zeigt, finden Informationsaufnahme und -verarbei-
tung in komplexen Organisationen auf der individuellen
Ebene und auf der Ebene der Gesamtorganisation statt
(Deutsch, 1966). Auf der individuellen Ebene stehen Politiker
vor einem schwierigen Balanceakt zwischen sachlich gebote-
nen und demokratisch vertretbaren Entscheidungen. Auf der
Ebene der Organisation muss wiederum explizites, also orga-
nisatorisch abrufbares und über individuelle Kenntnisse hin-
ausgehendes Wissen abgespeichert werden. Gleichzeitig lassen
sich idealtypisch verschiedene Wissensarten unterscheiden, die
für die politische Entscheidungsfindung relevant sind. Typo-
logisch lässt sich die eher technische „policy information“,
d.h. Informationen darüber, wie politische Alternativen vor-
aussichtlich wirken, von der „political information“, also von
ideologischen und politischen Bewertungen von Entschei-
dungsalternativen, trennen (Webber, 1992, S. 388). Beide
Wissensformen überlappen sich in der Praxis freilich, sie
bedingen und unterstützen sich wechselseitig.

Experten und Abgeordnete unterscheiden sich dadurch,
dass letztere ihre Arbeit stärker auf ein durch Werturteile

2 Während bei „positiver Koordination“ alle Entscheidungsalternativen
der miteinander verbundenen Politikbereiche gleichzeitig zur Disposi-
tion stehen, werden im Zuge der negativen Koordination die Entschei-
dungsalternativen eines einzelnen Politikbereichs in bilateralen
Abstimmungsprozessen daraufhin überprüft, welche Auswirkungen
sie auf andere Politikbereiche haben.
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gerahmtes, politisch gewichtetes Wissen stützen. Eine solche
Wertgebundenheit wird für Fachexperten hingegen als zwar
keineswegs ausgeschlossen, aber doch als problematisch
erachtet (Kleimann, 1996, S. 200 f.). Policy information
beinhaltet in diesem Zusammenhang Details im Sinne einer
auch in der Verwaltungswissenschaft konzeptualisierten
policy analytical capacity (Howlett, 2009). Sie ist in einem
Arbeitsparlament für die Fachpolitiker, die in die legislatori-
sche Feinsteuerung von Politiken eingebunden sind, von
Bedeutung – auch wenn die faktengestützte, „evidenzbasierte“
Expertise gerade bei EU-Angelegenheiten, denen oft ein recht
technischer Charakter eigen ist, eher aufseiten der hochspe-
zialisierten Bürokratie liegt. „Political information“ ist wie-
derum konzeptionell breiter zu fassen ist als fachliche Exper-
tise, sie schließt diese aber ein: Abgeordnete müssen die poli-
tischen Implikationen und gesellschaftlichen Folgewirkungen
politischer Alternativen aufgrund ihrer Legitimation durch
Wahlen tendenziell stärker in ihr Handeln einbeziehen als die
Verwaltung. Eine „technische“ Fachexpertise allein reicht
nicht hin, damit ein Parlament seine Kontrollfunktion wahr-
nehmen und politische Prozesse mitsteuern kann, jedoch wer-
den diese Funktionen umgekehrt nur wirksam, wenn Abge-
ordnete auch ein fachliches Verständnis des Sachverhalts aus-
gebildet haben. Gerade wenn es um EU-Angelegenheiten geht,
müssen Abgeordnete angesichts der ungleich besseren Res-
sourcenausstattung und des Informationsvorsprungs von
Regierung und Ministerialbürokratie auf politisch und „ideo-
logisch“ bereits bewertete, normativ „gefilterte“ und priori-
sierte – und damit für Kontrolle und Mitsteuerung unmittelbar
verwertbare – Informationen zugreifen können (vgl. Radaelli,
1995). Erst solche Filter- und Selektionsprozesse versetzen die
Abgeordneten innerhalb knapper Zeithorizonte in die Lage,
Informationen in handlungsrelevantes Wissen zu transformie-
ren und auf dieser Grundlage eigene Strategien auszubilden.
Dass EU-Angelegenheiten in Deutschland lange Zeit nicht
Gegenstand politischen Streits über konkurrierende politische
Lösungen waren, hat die Verknüpfung solcher Fachpolitiken
mit politischen Bewertungen im Parlament eher behindert
(Kropp 2010 b).

Legislatives Wissen umschließt – neben anderen Arten des
Wissens – somit sowohl Fachwissen und Expertise als auch
politisch gerahmte und bewertete Wissensbestände. Parla-
mente müssen zudem Prozesse steuern und organisieren kön-
nen (Steuerungs- und Organisationswissen). Diese unter-
schiedlichen Wissensbestände schließen einander nicht aus,
sondern sind sowohl individuell als auch arbeitsteilig in der
Organisation eines Parlaments miteinander verschränkt. Dies
lässt sich u.a. an den Arbeitskreisen der Fraktionen verdeutli-
chen, in denen Fachpolitiken erarbeitet und mit parteipoliti-
schen Positionierungen verbunden werden (vgl. Schüttemeyer
2013). Im folgenden Abschnitt konzentrieren wir uns auf die
Ebene des Parlamentes als Organisation und stellen die insti-
tutionellen Parameter der Informationsgewinnung und -ver-
arbeitung im Deutschen Bundestag unter den Bedingungen der
gegenwärtigen Krise der EU dar.

Organisatorische Reformen und explizites Wissen

Mitten in der größten Krise der Eurozone musste eine Krisen-
sitzung des Europäischen Rates um mehrere Tage verschoben
werden, um dem Bundestag hinreichend Zeit einzuräumen,
damit dieser ein umfassendes Bild von der Lage gewinnen und
der Regierung ein Verhandlungsmandat erteilen konnte. Die-
ser Zwischenfall von Oktober 2011 illustriert, dass sich der
Bundestag der Problematik der Krise wohl bewusst ist, die
bestehende Machtasymmetrien weiter zugunsten der Exeku-
tive zu verschieben droht. Lange Zeit zählte der Deutsche
Bundestag zu den parlamentarischen Nachzüglern, die ihre
„Europafunktion“ nur zögerlich annahmen (Mayer, 2012).
Erst ab Mitte der 2000er Jahre zeichnete sich eine allmähliche
Trendwende ab. Als Schlüsselerlebnis galt das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Europäischen Haftbefehl vom
18. Juli 2005, in dem das Gericht den Bundestag für eine nicht
verfassungskonforme Gesetzgebung und für die mangelnde
parlamentarische Kontrolle gerügt hatte (BVerfGE, 2 BvR
2236/04). Heute verfügt der Bundestag über Kontrollrechte,
die im europäischen Vergleich zu den stärkeren gehören (Win-
zen, 2012). Diese werden aber durch das intergouvernemental
angelegte Krisenmanagement in den EU-Mitgliedsstaaten wie-
der begrenzt. Die erst hinzugewonnenen parlamentarischen
Rechte und organisatorischen Ressourcen wurden somit
sogleich dem Praxistext unterzogen.

Mit der Euro-Krise wurde der Bundestag aber – auch im
europäischen Vergleich – wider Erwarten keineswegs
geschwächt, sondern eher gestärkt. Krisen können Entwick-
lungen beschleunigen und als „windows of opportunity“ dazu
beitragen, dass neue Akteurskonstellationen und Machtgefüge
entstehen. Auf diesen Zusammenhang verweisen Policy-Theo-
rien, die, wie der Multiple-Streams-Ansatz (Kingdon 1995;
Zahariadis 1999), davon ausgehen, dass durch ein politisches
System verschiedene „Ströme“ unabhängig voneinander ver-
laufen. Probleme, die gerade gegebene Unterstützung in der
Bevölkerung (national mood) sowie Policy-Optionen und
Ideen müssen zu einem bestimmten Zeitpunkt zusammentref-
fen und von Akteuren gekoppelt werden, damit sich ein Gele-
genheitsfenster für neue Lösungen öffnet. Bleiben solche Gele-
genheiten ungenutzt, schließt sich dieses Fenster wieder. Es
bedarf nicht selten krisenhafter Zuspitzungen und „politischer
Unternehmer“, die diese Gelegenheit erkennen und strategisch
nutzen. In der Euro-Krise war es nicht zuletzt das Bundesver-
fassungsgericht, das in den vergangenen Jahren mit einer
Reihe von Urteilen in dieses Gelegenheitsfenster vorstieß und
Reformen anmahnte, die allmählich zu einer größeren Aktivi-
tät und erweiterten Kontrollkapazität des Bundestages beige-
tragen und einen Bewusstseinswandel der Abgeordneten aus-
gelöst und beschleunigt haben (vgl. im Überblick Hölscheidt,
2013). Im Zentrum dieser Entscheidungen des BVerfG stan-
den die Informationsrechte des Parlamentes und seiner Abge-
ordneten. Die Urteile vom 7. September 2011 zu den Finanz-
hilfen für Griechenland sowie vom 28. Februar 2012 zur
Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität (vgl. Wiefelspütz,
2012) unterstreichen mit Nachdruck die Bedeutung des Par-

3.
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laments als Ort der Letztentscheidung und seine Verantwor-
tung für Fragen der EU. Damit rückte der Bundestag ins Zen-
trum der Verantwortung für die europäische Integration. Ent-
sprechend wird heute seine parlamentarische „Gesamtlei-
tungsfunktion“ in Fragen der EU hervorgehoben (Sinner,
2012, S. 313).

Der Lissabon-Vertrag sicherte den nationalen Parlamenten
stärkere Mitwirkungsrechte zu; mit dem Lissabon-Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 30. Juni 2009 (BVerfGE 123,
S. 267 ff.) wurden die Rechte des Bundestages ein weiteres Mal
gestärkt. In Folge des Urteils wurde das Gesetz über die
Zusammenarbeit von Deutschem Bundestag und Bundesre-
gierung in Angelegenheiten der Europäischen Union
(EUZBBG) angepasst. Demnach verfügt der Bundestag über
Mitwirkungsrechte nun nicht mehr nur bei Initiativen, die
innerhalb des institutionellen Rahmens der EU zustande kom-
men, sondern auch bei intergouvernementalen Materien, die
der Verwirklichung der in den Verträgen definierten Ziele die-
nen (Schröder 2012, S. 252 f.). Die Unterrichtung des Bundes-
tages hat zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erfolgen und ist
umfassender Natur, sodass der Bundestag in allen Stadien der
Willensbildung „seine Kontroll- und Mitwirkungsrechte
effektiv wahrnehmen kann“ (ebd., S. 255).

Im Lissabon-Urteil des BVerfG wurde zudem eine umfas-
sende „Integrationsverantwortung“ (IntVG) des Bundestages
eingefordert, der zufolge das Parlament vor allem in Fällen, in
denen das Primärrecht der EU durch Organe der Union geän-
dert werden kann, durch entsprechende Beschlüsse oder Wei-
sungen beteiligt werden muss (vgl. Daiber, 2012). Die Stel-
lungnahmen des Deutschen Bundestages in EU-Angelegenhei-
ten entfalten allerdings gegenüber der Regierung kein impe-
ratives Mandat, da die Bindungswirkung das Integrationsziel
des Art. 23 GG nicht in Frage stellen darf (Schröder 2012,
S. 273). Allerdings ist die Bundesregierung verpflichtet, vor
Ratsentscheidungen das Einvernehmen mit dem Bundestag
herzustellen; Informationen dürfen nur solange zurückgehal-
ten werden, bis die regierungsinterne Willensbildung abge-
schlossen ist (Sinner 2012, S. 314 ff., 322). Somit wird der aus
dem Gewaltenteilungsgrundsatz hergeleitete „Kernbereich
exekutiver Eigenverantwortung“ (BVerfGE 67, S. 100) heute
zunehmend weniger restriktiv und zugunsten eines umfassen-
deren Informationsrechts des Bundestages ausgelegt.

Im Zuge der Verschuldungskrise in der Eurozone wurde
der Bundestag mit Entscheidungssituationen konfrontiert, die
direkt seine Budgethoheit, das vielzitierte „Kronjuwel“ des
Parlaments, betrafen. Im Mai 2010 verabschiedete der Bun-
destag das „Währungsunion-Finanzstabilitätsgesetz“
(WFStG), das die Bundesregierung dazu ermächtigt, Bürg-
schaften in Höhe von 22 Milliarden Euro für Kredite an Grie-
chenland zu übernehmen. Wenig später folgte das Gesetz zur
Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen eines europäi-
schen Stabilisierungsmechanismus (StabMechG), womit die
Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) ins Leben
gerufen wurde. Im September 2011 beschloss der Bundestag
die parlamentarische Kontrolle der EFSF durch ein aus der

Mitte des Haushaltsausschusses zu gründendes „Neuner-Gre-
mium“, das aus Vertretern aller Parteien unter Wahrung des
Parteiproporzes bestehen sollte. Die Regierungsfraktionen
beantragten die Ausweitung der Parlamentsrechte (BT-Drs
17/6945), die im Rahmen des StabMechG-ÄndGE umgesetzt
werden sollen. Demzufolge bedürfen alle Entscheidungen im
Rahmen der EFSF und des Europäischen Stabilisierungsme-
chanismus, die zu einer Übernahme von Gewährleistungen
führen, der ausdrücklichen Zustimmung nicht nur des Haus-
haltsausschusses, sondern des Bundestagsplenums. Allerdings
wurden Fälle besonderer „Eilbedürftigkeit oder Vertraulich-
keit“ davon zunächst ausgeklammert. Daraufhin hat das Bun-
desverfassungsgericht, den Eilanträgen in einem Organstreit-
verfahren zweier Bundestagsabgeordneter der Opposition fol-
gend, die Zuständigkeit dieses kleineren Sondergremiums
wesentlich beschnitten und das parlamentarische Plenum als
den Ort der Letztentscheidung und seine Verantwortung für
Fragen der EU in seiner Entscheidung vom Februar 2012
nochmals deutlich hervorgehoben (BVerfGE, 28.2.2012, 2
BvE 8/11; Wiefelspütz, 2012).

Bereits im Vorgriff auf den Lissabon-Vertrag hatte der
Bundestag begonnen, seine Organisationsstrukturen und sein
Informationsmanagement europafähiger zu gestalten (Kropp
2010 a, 2010 b), um explizites, von der Regierung unabhän-
giges Wissen generieren zu können, Informationen zu hand-
lungsrelevantem Wissen zu verdichten und die Informations-
asymmetrien gegenüber Regierung und Ministerialbürokratie
auszugleichen. Diese Reformen zielen letztlich darauf, Kon-
troll- und Mitsteuerungskapazitäten des Bundestages zu
erweitern, da für ein Arbeitsparlament, insbesondere inner-
halb der Regierungsmehrheit, eine Funktionsüberlappung von
Kontrolle und Mitsteuerung üblich ist (vgl. Abels 2013; Pat-
zelt 2013).

Seit Mitte der 2000er Jahre reagierte der Bundestag mit
einer Reihe von institutionellen Reformen auf die in hohem
Tempo voranschreitende europäische Integration und die
damit einhergehende Kompetenzverlagerung nach Brüssel.
Der schon im Jahr 1994 eingerichtete EU-Ausschuss des Bun-
destages fungiert dabei als zentraler Knotenpunkt bei der insti-
tutionellen Absicherung der Mitwirkungs- und Informations-
rechte in EU-Fragen. Organisatorisch unterstützt wird der
Ausschuss durch das Europareferat „PA-1 Europa“ der Bun-
destagsverwaltung (vgl. Vollrath, 2011). Inzwischen wurde
eine Unterabteilung „PE Europa“ in der Bundestagsverwal-
tung gegründet, in der sechs mit EU-Fragen befasste Referate
zusammengefasst sind.3 Die Mitarbeiter brechen das Kom-
missionsarbeitsprogramm und das des Rates frühzeitig auf die
Zuständigkeiten der Ausschüsse herunter. Im Jahr 2007 rich-
tete der Bundestag angesichts der laufenden Diskussionen
über den Lissabon-Vertrag zudem ein Verbindungsbüro in
Brüssel ein, nicht zuletzt, um Informationen nicht mehr nur
aus der Hand der Regierung zu erhalten. Mithilfe dieses Büros
sollen Informationen über politisch bedeutsame Vorgänge

3 Vgl. www.bundestag.de/bundestag/verwaltung/organisations-
plan.pdf [abgerufen 2.4.2013].
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dem Bundestag bereits in einem frühen Stadium des Politik-
zyklus zugeleitet und die kaum überschaubare Informations-
menge reduziert werden. Das Büro hat die Aufgabe, den Bun-
destag durch Vorfeldbeobachtung rechtzeitig, bevor Entschei-
dungen auf europäischer Ebene weit gediehen sind, über die
politisch wichtigen Vorgänge in Brüssel informieren. Etwa die
Hälfte aller EU-Dokumente wird dabei bereits durch die Mit-
arbeiter des Büros priorisiert oder aussortiert (Schröder 2012,
S. 270). Die 16 Mitarbeiter dieser Einheiten werden von den
Fraktionen des Bundestages entsandt, was eine politische
Bewertung bei der Priorisierung wahrscheinlicher werden
lässt. Zwischen den Fraktionen gibt es unseren Befunden
zufolge aber kaum Dissens darüber, welche Materien als poli-
tisch „wichtig“ einzustufen sind. Beide Einheiten spielen auch
bei der Vernetzung mit anderen nationalen Parlamenten eine
zentrale Rolle, was insbesondere nach Einführung der Subsi-
diaritätskontrolle durch den Lissabon-Vertrag eine weitere
Möglichkeit bietet, die eigenen Mitsprachemöglichkeiten
durch die Zuleitung von Stellungnahmen an die zuständigen
Ausschüsse anderer Parlamente bzw. durch den Erhalt von
frühzeitigen Informationen zu erweitern (Buzogány & Stuch-
lik, 2012).

Manche organisatorischen Neuerungen wurden erst durch
technische Innovationen möglich. Neue IT-Technologien
erhöhen heute die Arbeitsfähigkeit der Parlamente. Sie sind
zudem eine Voraussetzung für den kontinuierlichen Informa-
tionsaustausch der Legislativen unter den Bedingungen supra-
nationaler Zusammenarbeit. So verbessert das neue, umfas-
sende Informationssystem für europarelevante Dokumente
des Deutschen Bundestages (EuDoX) die „Europafähigkeit“
des Bundestages. Um die Informationsflut besser kanalisieren
zu können, wurde das bereits bestehende IT-System im Intra-
net des Bundestages durch dieses neue Informationssystem
ergänzt, das einen schnellen und thematisch gebündelten
Zugang zu verschiedenen EU-relevanten Vorgängen ermög-
licht und neue Recherche-, Reporting- und Redaktionsfunk-
tionen beinhaltet. EuDoX erfasst Dokumente sowohl von der
EU als auch von Bundesregierung und Bundestag, wodurch
sich das früher oft mühsame Einsammeln von relevanten Posi-
tionen deutlich vereinfacht hat. Auch Verhandlungsergebnisse
auf dem Brüsseler Parkett sind für die parlamentarische Seite
einsehbar, womit die Informationsbedürfnisse des gesamten
Bundestages, ohne Rücksicht auf Zugehörigkeit zur Regie-
rungsmehrheit oder Opposition, besser bedient werden kön-
nen.4

Der Informationsgewinnung dient ebenfalls die 2006
durch die Parlamentspräsidentenkonferenz der Mitgliedstaa-
ten vorgenommene Einrichtung der elektronischen Plattform
IPEX (InterParliamentary EU information eXchange,
[www.ipex.eu]), die allen Foren interparlamentarischer
Zusammenarbeit als Grundlage dient (z.B. COSAC, gemein-
same Ausschusssitzungen) und von der Unterabteilung Europa
in der Bundestagsverwaltung gesteuert wird Teilnehmer sind
die nationalen Parlamente der Mitglieds- und Beitrittsstaaten
und das Europäische Parlament, die über ihre sog. „IPEX-

Korrespondenten“ die Plattform mit Informationen versorgen
(vgl. Eppler, 2013). Enthalten sind Informationen über die
europabezogene Arbeit der Parlamente, aber auch über den
Stand der Behandlung europäischer Rechtsakte, was den
Informationsaustauch zwischen den Parlamenten verbessert
und Strategieabstimmungen ermöglicht (Jaensch, 2012).

Auch die hauseigenen Wissenschaftlichen Dienste des Bun-
destages stellen Recherchekapazitäten und unabhängige
Expertise für Mitglieder des Bundestages zur Verfügung. Ihre
Arbeit konzentriert sich auf Beratung im Sinne eines policy
advice, während die spezialisierten Mitarbeiter der Fraktionen
oder einzelner Abgeordneten sich eher mit policy consulting
befassen (Schöler & von Winter, 2007, S. 85). Das Interesse
der Abgeordneten an europapolitischen Fragestellungen ist in
den letzten Jahren rasant gestiegen; etwa ein Fünftel aller
Anfragen aus dem Bundestag bei der „Hotline W“ der Wis-
senschaftlichen Dienste sind europapolitischer Natur (Rohle-
der & Schöler, 2013).5 Angesichts der Komplexität (im Sinne
von „wicked issues“, s.o.) der im Zusammenhang mit der
Krise drängenden Probleme und der krisenbedingten
Beschleunigung des gesetzgeberischen Prozesses lassen sich
allerdings die Grenzen eines auf Bereitstellung von breit gefä-
cherten Wissensbeständen ausgerichteten parlamentarischen
Informationsdienstes erkennen. Der Trend geht dabei not-
wendigerweise in Richtung einer zunehmenden „Judikalisie-
rung“ der Arbeit der Wissenschaftlichen Dienste (ebd.), wel-
che die Beantwortung politischer Fragen bewusst ausklam-
mert.

Allerdings bleiben trotz des verbesserten Systems der Infor-
mationsgewinnung wesentliche Probleme unangetastet. Nach
wie vor bestehen Lücken im System der Informationszuleitung
an die Parlamentarier. Ähnlich wie in anderen Parlamenten
der Eurozone, die sich zunehmend mit der Kontrolle budget-
relevanter Entscheidungen befassen, ist auch der Deutsche
Bundestag relativ erfolglos bei der Kontrolle der Sitzungen des
Europäischen Rates (Hallerberg, Marzinotto & Wolff, 2012).
Insbesondere werden dabei die tatsächlichen Entscheidungs-
prozesse im Rat, wo ein Großteil der wichtigen Entscheidun-
gen bereits im Vorfeld durch verschiedene administrative
Arbeitsgruppen getätigt wird, nicht hinreichend berücksich-
tigt. Dem Parlament ist so die effektive Einflussnahme auf
politische Weichenstellungen auf der EU-Ebene kaum mög-
lich, auch wenn sich die Unterrichtungspflicht bei politischen
Programmen des Rates eigentlich auch auf diese Vorberei-
tungsgremien erstreckt (Schröder 2012, S. 260, 275). Die oben
erwähnten Klagen von Oppositionsparteien vor dem Bundes-
verfassungsgericht zeigen, dass die Karlsruher Maßgabe einer

4 Gleichwohl ermöglicht EuDoX die Sonderbehandlung von sensiblen
Verschlusssachen („nur für den Dienstgebrauch“), die nur durch per-
sönliche Authentifizierung eingesehen werden können. Auch bei IPEX
gibt es einen Bereich, der nur für Parlamente, nicht aber für die Öffent-
lichkeit einsehbar ist.

5 Auch die im Zusammenhang mit der Umsetzung des Fiskalvertrages
diskutierte Einrichtung eines nach dem mächtigen Congressional Bud-
getary Office modellierten unabhängigen Fiskalrates innerhalb der
Bundestagsverwaltung würde in diese Richtung gehen.
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„ausreichenden und frühen“ Unterrichtung des Parlamentes
durch die Regierung insbesondere im Zusammenhang mit
Tagungen des Europäischen Rats nur unzureichend umgesetzt
wird.

Im folgenden Abschnitt befassen wir uns mit Prozessen der
Informationsbeschaffung und -verwertung durch Fraktionen,
Abgeordnete und ihre Mitarbeiter. Dabei stehen informelle
Prozesse und individuelle Strategien im Mittelpunkt. Wir neh-
men angesichts bedingt kompatibler parlamentarischer
Abläufe auf EU- und nationaler Ebene und des begrenzten
Zeitbudgets der Abgeordneten an, dass die beschriebenen
institutionellen und organisatorischen Reformen Anreize set-
zen, die zeitverzögert und nicht durchgängig zu einer Anpas-
sung von parlamentarischen Strategien führen. Wir gehen fer-
ner davon aus, dass es aufgrund der Europäisierung der Par-
lamentsarbeit zu einer weiteren Arbeitsteilung und Differen-
zierung von Rollen kommt. Die empirische Grundlage der fol-
genden Ausführungen bilden 44 zwischen 2008 und 2012
geführte Leitfadeninterviews mit Abgeordneten des Deutschen
Bundestages und deren Mitarbeitern sowie mit Fraktionsrefe-
renten und Mitarbeitern der Parlamentsverwaltung.6 Hinzu
kamen Interviews mit Ministerialbeamten, um die Aussagen
über Informations- und Wissensasymmetrien auch auf exeku-
tiver Seite zu spiegeln. Die Interviewpartner wurden gebeten,
Prozesse der Informationsgewinnung und Wissensgenerie-
rung, die sie nicht zuletzt aus Interaktionen mit anderen
Akteuren gewinnen, sowie andere Informationskanäle zu
beschreiben und deren Stellenwert für die Parlamentsarbeit in
EU-Fragen vergleichend zu bewerten.

Europa im Bundestag: Von der stillschweigenden
Zustimmung zum „Nachzüglerereignis“

Die deutsche Europapolitik war jahrzehntelang durch eine
stillschweigende Zustimmung zu Grundprinzipien und Rich-
tung europäischer Integration gekennzeichnet. Dieser partei-
politisch getragene „permissive consensus“ (Lindberg &
Scheingold, 1970) vertraute auf die Überlegenheit des ökono-
mischen Projekts der Marktintegration. Er ging davon aus,
dass angesichts des öffentlichen Desinteresses am Integrati-
onsprozess dieser auch ohne eigene demokratische Legitimie-
rung weiterverfolgt werden konnte. Als Folge davon wurde
„Europa“ im deutschen Parlament lange Zeit nicht als inte-
graler Bestandteil der Fachpolitik begriffen (Kropp, 2010 a).
Kennzeichnend war eine Dichotomie zwischen den Mitglie-
dern des EU-Ausschusses, die als „Europapolitiker“ vor allem
integrationspolitische Aspekte verfolgten, und den Fachpoli-
tikern, die sich in den Fachausschüssen des Bundestages vor-
nehmlich nationalen Materien widmeten. Aus der Sicht eines
Arbeitsparlaments schien dies eine schlüssige Strategie zu sein,
denn warum sollten sich die Abgeordneten Materien widmen,
die sie ohnedies kaum beeinflussen konnten? Aus diesem
Grunde setzten Versuche, unabhängige Informationen zu
gewinnen und politisch relevantes Wissen in EU-Angelegen-
heiten zu verarbeiten, erst verspätet ein.

4.

Diese Trennung zwischen Innen- und Europapolitik hat
sich durch den Einfluss des europäischen Rechts auf die natio-
nale Gesetzgebung zwar immer mehr aufgelöst (König &
Mäder, 2008). Es brauchte allerdings einen langen Vorlauf,
bis sich dieser Bewusstseinswandel allmählich in den Rollen-
wahrnehmungen und im strategischen Verhalten parlamenta-
rischer Akteure niedergeschlagen hat. Dass Europapolitik im
Wesentlichen Innenpolitik ist, ist mittlerweile Gemeingut
(Becker, 2011). Die Euro-Krise hat diese Erkenntnis weiter
vertieft. In den Worten eines Abgeordneten: „(…) Europa (…)
ist natürlich schon ein Nachzüglerereignis, was da gerade
stattfindet. Da sind wir [als Bundestag] halt schon ein bisschen
hinterher“ (BT1-RF).

In EU-Angelegenheiten erhielten die Abgeordneten Infor-
mationen lange Zeit vor allem aus der Hand der Regierung.
Parlamente sind, um ihre Kontrollfunktion effektiv ausüben
zu können, als Prinzipale aber auf vom „Agenten“ unabhän-
gige Informationen angewiesen, auch wenn man nicht auto-
matisch von einem Interessengegensatz zwischen Parlament
und Exekutive in EU-Angelegenheiten ausgehen kann. Kon-
trolle findet nicht nur innerhalb der Opposition, sondern auch
in der regierungstragenden Mehrheit statt. Dort ist sie weniger
sichtbar, sie erfolgt typischerweise im Zuge der Mitsteuerung
noch vor einer abschließenden Entscheidung – und daher eher
auf informellen Kanälen (Kropp, 2013).

Aus den Interviews lassen sich drei Aspekte herausarbei-
ten, die den Prozess der parlamentarischen Anpassung an die
Europäisierung von Fachpolitiken prägen. Sie weisen darauf
hin, dass Entwicklungen nicht notwendig linear i.S. einer ein-
deutigen Entparlamentarisierung oder Reparlamentarisierung
verlaufen. Alle drei Aspekte beziehen sich auf die Generierung
von Wissen und die nach wie vor nicht ausgeglichenen Infor-
mationsasymmetrien zwischen Parlament und Exekutive. Ers-
tens finden wir eine starke Unterstützung für die in der Euro-
paforschung hinlänglich bekannte These einer starken Exe-
kutivdominanz, die auf die Verlagerung politischer Entschei-
dungen auf die supranationale Ebene zurückzuführen ist. Der
europäische Verwaltungsraum ist mittlerweile sektoral und
administrativ stark verdichtet, nationale Regierungen und
Verwaltungen spielen eine zentrale Rolle im europäischen
Politikzyklus; dabei werden national austarierte Gleichge-
wichte zwischen Parlament und Regierung zugunsten letzterer
verschoben (im Überblick vgl. Kropp, Buzogány & Buche,
2012). Die gegenwärtige Krise hat diesen Trend weiter ver-
stärkt und den Verlust parlamentarischer Steuerungsmacht
sowohl für die Abgeordneten selbst als auch für die Öffent-
lichkeit sichtbar gemacht. Eine zweite Beobachtung knüpft
unmittelbar an die erste an. Sie bezieht sich auf Interaktio-
nen des Parlaments, die als Informationsquelle dienen: Natio-

6 Die Interviews wurden transkribiert, mithilfe eines Verschlüsselungs-
systems, das auch hier für die Zitation verwendet wird, anonymisiert
und mit MAXQDA kodiert. Lesehilfe: BT steht für Bundestag, RF für
Regierungsfraktion, OP für Opposition, FR für Fraktionsmitarbeiter, AR
für Ausschussreferent, V für Verwaltung, MB für Ministerialbürokratie.
Das Projekt wurde am Deutschen Forschungsinstitut für öffentliche
Verwaltung Speyer durchgeführt und von diesem finanziert.
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nal geprägte Steuerungszusammenhänge sind typischerweise
durch fachpolitische „Fachbruderschaften“ (Wagener, 1979)
gefestigt. Diese umfassen nicht nur die Ministerialbeamten
eines Politikfelds auf unterschiedlichen Ebenen, sondern auch
die Fachpolitiker im Parlament. Wenn EU-Angelegenheiten
auf der Agenda stehen, sind diese Beziehungen aber eher lose
geknüpft, da Abgeordnete in europäisierten Fachpolitiken
kaum in die legislatorische Detailsteuerung eingebunden sind.
Für sie hat die Ministerialbürokratie als Informationsquelle
dann eine geringere Bedeutung. An EU-Materien interessierte
Abgeordnete beziehen ihre Informationen – neben den oben
beschriebenen organisatorisch verankerten und institutionali-
sierten Verfahren – zunehmend aus Interaktionen mit anderen
Akteuren. Schließlich und drittens bestätigen unsere Inter-
views, dass der Handlungsdruck, der durch die Krise und die
Politisierung des Themas Europa erzeugt wird, zusammen mit
den zahlreichen institutionellen und organisatorischen Refor-
men, die in den letzten Jahren im Bundestag im Bereich Euro-
papolitik durchgeführt wurden, nach anfänglichen Schwierig-
keiten zu einer zunehmenden Aktivität des Parlaments führt.
Tatsächlich öffnete sich ein „window of opportunity“. Europa
wird heute stärker als noch vor einigen Jahren im Bundestag
als integraler Bestandteil der parlamentarischen Arbeit
betrachtet. Somit können wir teilweise gegenläufige und sich
überlagernde Entwicklungen erkennen, die nicht nach dem
Muster eines Nullsummenspiels verlaufen, das Gewinne des
Parlaments als Einflussverluste der Exekutive interpretiert
(und umgekehrt).

Exekutive Dominanz

Aus den Interviews lässt sich ein Bild herausarbeiten, welches
den Primat der Exekutive im Bereich von europäisierten Fach-
politiken im Großen und Ganzen bestätigt. Regierung und
Ministerialbürokratie sind in alle Phasen des EU-Politikzyklus
eingebunden; damit können Parlamente trotz interparlamen-
tarischer Kooperation nicht konkurrieren. Die Abgeordneten
betonen in den Interviews, dass sie den Vorsprung der Minis-
terialbürokratie an Expertise und das Wissen der Regierung,
die auf europäischer Ebene in europäisierten Politiken als Mit-
Gesetzgeber fungiert, unmöglich aufholen könnten: „Das ist
im Verhältnis zu dem, was das Ministerium hat, keine Waf-
fengleichheit“ (BT18-OP). „Wenn man sieht, […] was bei ein-
zelnen Gesetzen in Ministerien dahinter steht und welche
Manpower wir aufbieten können, muss man nun sagen, wir
sind hoffnungslos unterlegen. Das ist einfach so“ (BT7-OP-
FR). Vor allem die Opposition hat in den meisten Fällen keine
Möglichkeit, effektiv auf die Regierung Einfluss zu nehmen.
Ob die Opposition Zugang zu politisch wichtigen Informa-
tionen erhält, ist oftmals allerdings „keine politische Leitlinie,
sondern zum Teil sogar so etwas wie eine Persönlichkeits-
frage“ (BT18-OP) der Leitungsebene und des Führungsstils.
Häufig sind Abgeordnete der Oppositionsfraktionen auf den
Weg der formalen Anfrage über das Kabinetts- und Parla-
mentsreferat des Ministeriums verwiesen. Auch wenn keine
Informationen geteilt werden, bleiben der Opposition aber

durch informelle Kontakte Türen offen, da „in einigen Minis-
terien noch Leute sitzen, die eine andere politische Farbenlehre
zelebrieren und die immer noch ihre Informationen weiterge-
ben“ (BT12-RF). Die regierungstragenden Fraktionen haben
zwar wiederum einen besseren Zugang zu den Ministerien, vor
allem, wenn diese von der „eigenen“ Partei und nicht vom
Koalitionspartner geführt werden. Aber auch dann ist der
direkte Zugriff auf Informationen aus der Ministerialbüro-
kratie keine Selbstverständlichkeit, sondern abhängig vom
Führungsstil.

Etliche der von uns befragten Abgeordneten nahmen diese
Informationsasymmetrien vor und noch zu Beginn der Krise
allerdings nicht durchgängig als ein Problem wahr. Sie gingen
vielmehr davon aus, dass die Ministerialbürokratie im Rah-
men einer legislativ-exekutiven Arbeitsteilung für die Detail-
arbeit an EU-Angelegenheiten zuständig ist, während sich im
Parlament vornehmlich die Mitglieder des EU-Ausschusses der
Kontrolle und Mitsteuerung zu widmen hätten. EU-bezogene
Fachpolitiken wurden damit häufig nicht als genuine Zustän-
digkeit betrachtet. Auf diese Weise wurde ein passives Ver-
halten in EU-Fachpolitiken begründet; Konflikte zwischen
parteipolitischen Positionen und auf EU-Ebene getroffenen
Entscheidungen konnten auf diese Weise heruntergespielt und
entpolitisiert werden (vgl. Kropp, 2010 a). Ein weiterer plau-
sibler Grund für die lange Zeit begrenzte Aktivität der Abge-
ordneten sind die hohen Opportunitätskosten, die mit der
Ausdehnung des eigenen politischen Handlungsfeldes nach
Brüssel einhergehen. Abgeordnete verweisen immer wieder
auf die Schwierigkeiten, auf der Berliner Bühne mit Sachpoli-
tiken befasst zu sein, die eine gewisse Expertise voraussetzen,
und gleichzeitig im Wahlkreis als Generalist agieren zu müs-
sen. Der Aufwand, sich zusätzlich auch noch europäische
Materien zu erarbeiten, sei somit kaum zu schultern, und sein
Nutzen für ein Vorankommen in der Partei und im Wahl-
kampf blieb bislang letztlich fragwürdig. Den Abgeordneten
fehlt oft nicht nur die Expertise für Mitsteuerung, sondern
auch die zeitliche Kapazität, um Kontrolle in europäisierten
Fachthemen ausüben zu können: „Sie können natürlich auch
einen Parlamentarier nur bedingt für ein Thema interessieren,
zu dem er nichts sagen kann. […] Wir haben üblicherweise
eine Tagesordnung, wo diese Folgedokumente stehen. Das
sind manchmal halbe Seiten Folgedokumente. Wie wollen Sie
das aufarbeiten?“ (BT19-OP-FR).

Interaktionen als Informations- und Wissensquelle

Es sind vor allem die an EU-Angelegenheiten interessierten
Abgeordneten, welche die Kosten in Kauf nehmen, um ihre
fachpolitischen Aktivitäten auf die Brüsseler Bühne auszudeh-
nen. Die Verbindungen dieser Gruppe von Abgeordneten zur
Ministerialbürokratie sind als kooperativ, aber auch als lose
geknüpft zu beschreiben, und zwar unabhängig davon, ob ein
Abgeordneter der Parlamentsmehrheit oder der Opposition
angehört. Dies zeichnet sich insbesondere in stark europäi-
sierten Politikbereichen, wie der Umweltpolitik, ab. Solch lose
Verbindungen erscheinen insofern eine auf den ersten Blick
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wenig plausibel, als die Ministerialbürokratie durch ihre fort-
laufende Einbindung in das europäisierte Policymaking eigent-
lich ein idealer Informationslieferant der parlamentarischen
Seite wäre. Jedoch betonen die Abgeordneten, dass die Minis-
terialbürokratie eher spezialisiertes Wissen, also Expertise,
bereitstelle, die nicht einfach in politische Strategien umge-
gossen werden könne: „…Das sind natürlich außerordentliche
Experten [in der Ministerialverwaltung, die Verf.]. Also
Experten in einem Ausmaß und in einer Tiefe, die völlig unpo-
litisch ist – normalerweise…“ (BT16-RF-FR). Das Netz legis-
lativ-exekutiver Fachbruderschaften ist unter dem Einfluss der
Europäisierung weitmaschiger, da die Beamten der Einschät-
zung von Abgeordneten in EU-Angelegenheiten zufolge nur
selten politisch unmittelbar verwertbares Wissen liefern, son-
dern eher eine erst zu bewertende Expertise. Die Fachpolitiker
im Parlament werden im europäischen Entscheidungsprozess
ihrerseits von den Ministerialbeamten, die in transnationale
Verwaltungsnetzwerke eingebunden sind, nicht mehr als
Bündnispartner benötigt, da sie über keine Entscheidungszu-
ständigkeit verfügen. Die aktuelle Krisenpolitik trägt erschwe-
rend dazu bei, dass Wirkungszusammenhänge nicht mehr ein-
deutig sind und Problemlösungsstrategien kaum auf bereits
bestehende Blaupausen zurückgreifen können: „Ich finde [es]
immer schwerer (…) mitzukriegen: Was (…) ist eigentlich das
Thema? Ist es eine Eurokrise, ist es eine Bankenkrise, ist es eine
Schuldenkrise, ist es eine Immobilienkrise? (...) Haben wir das
politische Problem eigentlich richtig analysiert (...). Das ist,
glaube ich, im Augenblick der ganz große Mangel. Und nicht,
weil wir das nicht können, sondern weil es einfach so wahn-
sinnig komplex ist (...)“ (BT19-OP-FR). Unter den gewachse-
nen Bedingungen von Unsicherheit und Kontingenz fällt es den
Abgeordneten schwerer denn je, die in der Ministerialbüro-
kratie generierten Expertenmeinungen klar einzuordnen,
selbst wenn diese von ähnlichen Präferenzen und Werthaltun-
gen geprägt sein mag.7

Parallel dazu werden Verbindungen mit anderen Akteuren
des europäischen Mehrebenensystems aufgebaut, die von
Abgeordneten als ertragreiche Informationsquellen einge-
schätzt werden. Diese Quellen liefern politisch bewertete und
priorisierte Informationen. Die Abgeordneten suchen den z.B.
Austausch mit Verbänden, die der eigenen Partei nahestehen
und die in Europa gut vernetzt sind. Auf europäischer Ebene
agierende Verbände und NGOs dienen als eine Art „Früh-
warnsystem“; da sie häufig mit den Organisationen anderer
Mitgliedstaaten zu Dachverbänden zusammengeschlossen
sind, können sie zudem Informationen über Entscheidungs-
und Implementationsprobleme liefern. Die direkten Kontakte
zur Europäischen Kommission, die im Zuge von Lissabon
auch die nationalen Parlamente als Interaktionspartner ent-
deckt hat (Preising, 2011), sind nach Einschätzung der Abge-
ordneten und ihrer Mitarbeiter noch ausbaubedürftig. Aller-
dings veranstalten die Fraktionen des Bundestages, um direkt
vor Ort Informationen einholen zu können und eigene Posi-
tionen zu lancieren, inzwischen ihre Vorstandssitzungen regel-
mäßig auch in Brüssel, wozu auch Vertreter der Kommission

eingeladen werden (vgl. Kropp, 2010 a). Daneben findet ein
recht intensiver, eher informaler Austausch mit – vornehmlich
deutschen – Abgeordneten des Europaparlaments statt (vgl.
hierzu Schulz & Broich, 2013): „Die Parlamentskontakte sind
eher wichtig, um Dinge (…) stimmungsmäßig vorwärts zu
bringen. Aber die Sachinformationen, die kommen aus der
Kommission“ (BT3-RF). Wie bei den anderen Parlamenten
der Mitgliedsstaaten dominieren Kontakte zur gleichen Partei
oder Parteienfamilie (Crum & Miklin, 2011; Semmler, 2010).
Die Fachpolitiker der Fraktionen koordinieren sich dabei ver-
tikal, innerhalb der Parteikanäle, so dass die Parteien die Meh-
rebenenstruktur des europäischen Policy-Prozesses innerhalb
von Fachpolitiken abbilden. Informationen werden dabei
gleichsam parteipolitisch gerahmt. Den meisten Befragten war
allerdings bewusst, dass die Legislative, trotz der kontinuier-
lichen Aufwertung des Europäischen Parlaments, auf der
europäischen Ebene eine gegenüber der Exekutive schwächere
Stellung hat: „Das Europäische Parlament ist halt auch nicht
wirklich stark, nach wie vor. Also, wenn da insgesamt die
Parlamentsschiene stärker wäre, das Europäische Parlament
mehr zu sagen hätte und wir sozusagen über unsere Verbin-
dung „Europäisches Parlament zu nationalen Parlamenten“
mehr Kooperation hätten, wäre das noch mal eine Stärkung
der Demokratie und Stärkung der legislativen Seite“ (BT18-
OP).

Während die Beamten zuvorderst die Expertenrolle für
sich reklamieren (vgl. Schwanke & Ebinger 2006, S. 243), sind
Abgeordnete auch auf Legitimierung des politischen Prozesses
verpflichtet. Ohne Fachkompetenz sind „gute“, einem Pro-
blem angemessene Entscheidungen zwar auch im Parlament
undenkbar; ohne sie kann keine „Output-Legitimation“
erzeugt werden. Jedoch beinhaltet der Begriff „Entscheidung“
immer eine Auswahl zwischen Alternativen. Welchen Alter-
nativen sich die Abgeordneten verpflichtet fühlen, ist wie-
derum wesentlich von parteipolitischen und normativen Posi-
tionen abhängig. Abgeordnete sind daher an politisch gewich-
teten und bereits bewerteten Informationen interessiert, da
diese Orientierung zu geben vermögen. Somit differenzieren
die Abgeordneten in der Tat, den oben dargestellten Typolo-
gien entsprechend, zwischen einem stärker prozessorientierten
politics-Wissen, die mit politischen Folgenabschätzungen ein-
hergeht und von normativen Positionen gerahmt ist, und einer
eher „technischen“ policy-Expertise, die aus ihrer Sicht das
Verwaltungshandeln prägt. Faktisch überlappen und stützen
sich diese Wissensarten jedoch. In Zeiten der Krise können
solche Prozesse, in denen Informationen politisch verdichtet

7 Verwaltungswissenschaftliche Studien zeigen, dass auch das adminis-
trative Führungspersonal in Deutschland den politischen Aspekt des
Verwaltungshandelns regelmäßig in eigene Abwägungen und Pro-
blemlösungen einbezieht, auch wenn es Expertise als zentral für die
eigene Arbeit betrachtet und seine eigene Rollendefinition wesentlich
daraus bezieht. Leitende Beamte in den Ministerien nehmen diesen
„politischen“ Aspekt ihrer Tätigkeit nicht nur hin, sondern schätzen ihn
durchaus (Schwanke & Ebinger, 2006). In dieser Hinsicht ähneln sich
Parlamentarier und Ministerialbeamte in Führungspositionen durch-
aus, sie gewichten unterschiedliche Wissensarten in ihrer Arbeit
jedoch unseren Befunden zufolge unterschiedlich.
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werden, jedoch erst zeitverzögert einsetzen: Antworten auf die
Frage, wie man sich politisch zu unterschiedlichen Lösungen
positioniert, setzen einen Diskurs voraus, der durch die dicht
Abfolge von Ereignissen schnell überholt wird.

Krise als „window of opportunity“

Die gegenwärtige Krise, die sich zunehmend zu einer System-
krise der EU auswächst, fordert von den Abgeordneten, sich
in hoch komplexe Wirkungszusammenhänge einzuarbeiten
und gleichzeitig für die Folgen von Entscheidungen geradezu-
stehen. Der häufig zitierte „permissive consensus“, dem
zufolge die Bürger die im Wesentlichen von den nationalen
Eliten betriebene Vertiefung der europäischen Integration
über Jahrzehnte hinweg wohlwollend begleitet haben, ist in
etlichen Mitgliedstaaten zunehmend aufgezehrt; das Thema
Europa wurde innerhalb weniger Jahre politisiert (Hooghe &
Marks, 2009). Mit der Finanz- und Eurokrise ist „Europa“
endgültig im Bundestag angekommen: „In der letzten Legis-
laturperiode gab es eigentlich nie Debatten, während jetzt
zunehmend auch die europäischen Sachen diskutiert werden.
Beim nächsten Wahlkampf kommt man ums Europathema
nicht drum herum. Es ist ja ein Dauerthema, ist ja permanent,
Sondersitzungen, es wird fast auf jeder Fraktionssitzung bere-
det und nicht nur bei uns, sondern auch bei den anderen Frak-
tionen, weil es fast wöchentlich oder zweiwöchentlich auch
einen Gipfel gibt auf EU-Ebene“ (BT18-OP). „Europa“ ist von
der politischen Agenda und aus dem Bundestagswahlkampf
2013 nicht mehr wegzudenken. Wie die Krise bewältigt wer-
den soll, ist unter den Parteien und Fraktionen nicht unum-
stritten; es ist nicht mehr nur Gegenstand eines Expertendis-
kurses.

Das gestiegene Interesse der Abgeordneten geht Hand in
Hand mit einer stärkeren Nutzung der oben dargestellten,
organisatorischen Reformen und einem stärkeren Kontrollbe-
dürfnis. Dabei attestieren die Abgeordneten dem Bundestag
und sich selbst erhebliche Lerneffekte: „Ich bin mittlerweile in
der Lage, auch zu den Themen, die natürlich im Moment all-
umfassend sind, also Finanzmarktkrise, Schuldenkrise und
alles was das betrifft, auch diesen engen Kontakt [mit dem EP,
die Verf.] dann auch so zu nutzen, dass er für beide Seiten
einfach auch fruchtbar ist. Sprich, wir können uns also in
wichtigen strategischen Fragen auch frühzeitig vernetzen“
(BT31-OP-FR).

Neben den oben skizzierten organisatorischen Reformen,
die Prozesse der Informationsgewinnung und Wissensgenerie-
rung verbessert haben, tragen auch arbeitsteilig angelegte Stra-
tegien zwischen den Parlamenten der verschiedenen Ebenen
sowie innerhalb des Bundestages zu einer Professionalisierung
des Bundestages in EU-Angelegenheiten bei: „Sie können nicht
die gesamte EP-Diskussion hier noch mal nachvollziehen.
Warum auch? Ich meine, es geht ja um eine Teilung. Subsi-
diarität ist eben auch eine Teilung und eine Wahrnehmung von
Aufgaben auf verschiedenen Ebenen. […] Dieses Identifizieren
von politischen Initiativen und das Begrenzen ist eigentlich
eine permanente Aufgabe hier. […] Machen wir das gemein-

sam mit den Ländern, suchen wir uns erst Verbündete in den
nationalen Parlamenten, machen wir das überhaupt?“ (BT19-
OP-FR). Insbesondere die durch den Lissabon-Vertrag einge-
führte Subsidiaritätsprüfung bietet eine bislang nur wenig aus-
geschöpfte Möglichkeit für die Parlamente, als kollektive
Akteure bei der Kontrolle und Mitsteuerung europäischer
Politiken zusammenzuarbeiten. Aber auch innerhalb des Bun-
destages sind zunehmend arbeitsteilige Rollenwahrnehmun-
gen und Strategien zu beobachten. Ein Teil der Fachpolitiker
im Parlament hat inzwischen – ebenso wie die „Parlaments-
manager“, die in Parlament und Fraktionen Führungspositio-
nen innehaben und Prozesse innerhalb des Parlaments und
zwischen den Institutionen steuern – europäische Aspekte des
Handelns in die parlamentarische Rollendefinition integriert
(Kropp, 2010 a). Somit hat infolge der Europäisierung die bin-
nenorganisatorische Ausdifferenzierung weiter zugenommen.
Dass damit die Bündelung unterschiedlicher Aktivitäten, Rol-
lenverständnisse und Wissensbestände komplexer geworden
ist, nehmen die Abgeordneten jedoch nicht als problematisch
wahr. Vielmehr gilt dieser Prozess als notwendige Anpassung
der Organisation Bundestag an eine sich weiter ausdifferen-
zierende Umwelt. Die meisten der beschriebenen Prozesse
waren bereits vor dem Einsetzen der Krise angelegt, sie wurden
durch sie aber beschleunigt und vertieft.

Kann Sisyphos erlöst werden?

Angesichts der aktuellen Krise der Eurozone und der dadurch
verstärkten Exekutivdominanz in der gegenwärtigen Europa-
politik hat Bundestagspräsident Norbert Lammert mehrfach
mit mahnenden Worten auf die Überforderung des Parlamen-
tes hingewiesen und die Notwendigkeit eines „unabhängigen
Urteilens und Entscheidens im Parlament“ betont (Spiegel
Online, 2010; Spiegel Online, 2011 b; vgl. Kube, 2012,
S. 218). Information, Expertise und Wissen sind notwendige
Voraussetzungen, die eine effektive parlamentarische Kon-
trolle und Mitsteuerung im europäisierten Policy-Prozess erst
ermöglichen. Eine effektive Kontrolle der Regierung ist wie-
derum nur dann gegeben, wenn sich das Parlament – dies gilt
auch für die Regierungsmehrheit – regierungsunabhängiger
Wissensbestände bedienen kann. Am Beispiel des Deutschen
Bundestags lässt sich zeigen, dass heute verschiedene Infor-
mationskanäle mobilisiert werden: zum einen solche, die insti-
tutionell und in der Organisation verankert sind und explizites
Wissen bereitstellen, und solche, die von Abgeordneten und
Fraktionen selbst aufgebaut werden und die in der Regel infor-
meller Natur sind. Unterschiedliche Wissensformen überla-
gern und stützen sich in der Organisation Parlament und auf
individueller Ebene. „Gute“ Entscheidungen sind ohne pro-
funde Sachkenntnisse und Expertise nicht denkbar; umgekehrt
bedarf es einer politischen Bewertung und „Rahmung“ von
Informationen und Expertise, damit ein Parlament handlungs-
fähig bleibt und wird. Trotz und gerade wegen der Krise sind
Entwicklungen, die auf eine Stärkung des Bundestages hin-
weisen, erkennbar.

5.
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Eine funktionierende Arbeitsteilung und Kooperation zwi-
schen Parlament und Experten, zu denen auch die Verwaltung
zählt, ist für die Effektivität des Krisenmanagements auch
künftig von zentraler Bedeutung. Schwierig wird es dann,
wenn auch die Experten keine zuverlässigen Anhaltspunkte
mehr zu geben vermögen. Dass Sisyphos erlöst werden kann,
ist nicht sicher – aber es ist, wie die vielfältigen Anstrengungen
des Bundestages zeigen, eben auch nicht unmöglich.
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